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Nmtlicker Teil .
Kur Lnlricbtung der Linkommensteuer.

** Er wird, besonders in den Kreisen der ländlichen Be¬
völkerung, darüber geklagt, daß erhebliche Steuerbeträge näm¬
lich die endgiltige Einkommensteuer für das Rechnungsjahr
1930 und die unterlassene Vorauszahlung für 1981 jetzt auf
einmal bezahlt werden müssen; es wird empfohlen, die Ent¬
richtung dieser Schuldigkeiten in vierteljährlichen Teilbeträgen
zuzulassen.

Demgegenüber ist zu bemerken : Es ist richtig, dass die
Veranlagung zur Einkommensteuer für das Rechnungsjahr
1930 erst gegen Schluss des Jahres 1931 und zu Anfang des
Jahres 1982 durch Zustellung der Steuerbescheide zu Ende
geführt werden konnte. Dieser Umstand hat zur Folge, dass
eine grosse Zahl Steuerpflichtiger jetzt namhafte Beträge auf
einmal bezahlen muss . Fällt dies einem Steuerpflichtigen be¬
sonders schwer, so muh er sich an das Finanzamt wenden und
um Stundung nachsuchen , die ihm dann nach Prüfung seiner
Verhältnisse gegen Sicherheitsleistung und Verzinsung oder
je nach den Umständen auch ohne solche gewahrt werden wird .

Aus der Lollverwsltung.
** Vom Verwaltungsbezirk des Hauptzollamts Walds -

j -u t ist durch Anordnung des Landesfinanzamts Karlsruhe
der den Amtsbezirk Neustadt umfassende Teil und
der westlich der Wehra gelegene Teil abgetrennt worden.
Der erstere Teil wurde dem Verwaltungsbezirke des Haupt¬
zollamts Freiburg , der letztere dem des Hauptzollamts
Lörrach zugeschlagen. _

IReicbspräöibentenwabl.
Unter dieser Überschrift wird der Reichskorrespondenz „Nord¬

süd " von ihrem Berliner Mitarbeiter geschrieben :
Nach den unlängst im Reichstage abgegebenen Erklärungen

wird das deutsche Volk im Kaufe der nächsten Monate sein
Oberhaupt , den Reichspräsidenten für sieben Jahre zu wählen
haben . Der gegenwärtige Reichspräsident ist bekanntlich auf
Grund der vorläufigen Verfassung von der Natio¬
nalversammlung gewählt ; nach Artikel 41 der
Reichsverfassung ist der Reichspräsident aber „vom
ganzen deutschen Volke " zu wählen , und wenn der
herrschende vorläufige Zustand bisher noch nicht in einen end-
gültigen übergesührt worden ist, so erklärt sich das lediglich
daraus , dass die noch ausstehende Entscheidung über O ber¬
sch l e s i e n die Frage der Grenzen Deutschlands offen lieh
und einen nicht unerheblichen Teil des deutschen Volkes von
der Teilnahme an der Wahl ausgeschlossen hätte . Jetzt ist
die Grenzlinie — schmerzlich genug ! — gezogen, und man
darf annehmen , dass ungefähr uin die Mitte März das deutsch¬
bleibende Oberschlesien von den alliierten Besatzungstruppen
geräumt werden wird ; von dem Zeitpunkt ab , da die deutschen
Behörden die Verwaltung des Landes wieder übernommen ha¬
ben werden , lässt sich nun auch die Wahl des Reichspräsiden¬
ten anberaumen , die Herr Ebert selbst , wie aus seinem Briefe
an den Reichskanzler vom- Oktober 1921 hervorgeht , nach Mög¬
lichkeit beschleunigt zu sehen wünscht. Allerdings spricht man¬
ches dagegen, dass die nach langer peinvoller Trennung mit
dem Reiche wieder vereinte Bevölkerung Oberschlesiens schon
in den ersten Tagen oder Wochen in einen Wahlkampf ge¬
stürzt weide . Wer um einen allzulangen Aufschub kann es
sich dabei nicht handeln .

Als Reichspräsident wählbar ist jeder Deutsche, der das 35.
Lebensjahr vollendet hat, also nach den allgeineinen Grund¬
sätzen der Reichsverfaffung selbstverständlich auch eine Frau .
Wahlberechtigt ist nach dem in Artikel 41 vorgesehenen Reichs,
gesetz, das am 4. Mai 1980 ergangen ist, wer das Wahlrecht
zum Reichstag hat . Die Wahl ist unmittelbar und geheim.
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte aller gültigen Stimmen
erhält . Ergibt sich keine solche Mehrheit , so findet ein zweiter
Wahlgang statt , bei dem gewählt ist, wer die meisten gültigen
Stimmen erhalten hat . Bei Stimmengleichheit entscheidet daS
Los , das der Reichswahlleiter zieht . Die Stimmen werden in
Reichstagswahlkreisen gezählt . Den Wahltag bestimmt der
Reichstag ; es muss ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag sein.

Dass der Reichspräsident nicht vom Reichstag , sondern ut
unmittelbarer Wahl vom Volke gewählt werden soll, ist
das wohl erwogene, aber freilich nicht unumstrittene Ergebnis
eingehender Beratungen und Auseinandersetzungen . Aus¬
schlaggebend war schliesslich der Wunsch, in dem Reichspräsi¬
denten als dem Erkorenen des Volkes eine Art Gegen -
Sewicht gegen den Reichstag zu schaffen oder jeden¬
falls eine selbständige und starke Kraft neben
das Parlament zu stellen . Das hat im Gedanken
sicherlich viel für sich, die Praxis des Wahlverfahrens kann
gewisse Unzuträglichkeiten zur , Folge haben . Für die
Reichstagswahlen ist bekanntlich eine Art Bevormundung der
Wähler durch die Parteien eingeführt ; die KreiLwahlvovschläge

müssen von ulindestens 80 Wählen «, die Reichswahlvorschläge
von mindestens 20 Wählern unterzeichnet sein, und ein Wahl¬
vorschlag , der nicht auf mindestens 30 000 Stimmen rechnen
kann, ist von vornherein aussichtslos . Diese Bestimmungen
arbeiten einer allzuweitgehenden Zersplitterilng wirksam ent¬
gegen. Bei der Wahl des Reichspräsidenten dagegen ist diese
Zersplitterungen und für sich im weitesten Matze möglich ,
denn es gibt keinerlei Beschränkung für die Freiheit der Aus¬
wahl des künftigen Reichsobevhauptes ausser der schon er¬
wähnten Bestimmung über das Mindestalter ; auch die zuletzt
noch erörterten Bestimmungen , wonach die Wählbarkeit an
das Geborensein als Deutscher oder wenigstens an einen
zehnjährigen Besitz der Reichsangehürigkeit geknüpft werden
sollte , hat man schließlich fallen lassen . Es steht also grund¬
sätzlich nichts im Wege, dass jeder Wähler und jede Wählerin
einen beliebigen Mann oder eine beliebige Frau ihres Ver¬
trauens auf den Stimmzettel setze, wenn der Ärer die Erkorene
nur 36 Jahre alt ist und überhaupt die Reichsangelhörigkeit
besitzt. Tatsächlich aber wäre ein solches Vorgehen völlig sinn.
loS und nur geeignet, gerade dieses Wahlrecht, das man doch
als das höchste und wertvollste bezeichrien darf , herabzuwür -
digen bis zur Lächerlichkeit . Wenn der Reichspräsident sein
hohes Amt nicht aus den Händen des Parlaments , sondern
unmittelbar aus denen des Volkes empfangen und als freier ,
ebenbürtiger Faktor des Staatslebens neben dem Reichstag
stehen, wenn er insbesondere auch in seiner Amtsführung den
Parteien und ihren Kämpfen entrückt sein soll , so bleibt doch
selbstverständlich seine Wahl eine politische Betätigung im
höchsten Sinne , und die politische Betätigung erfolgt nun ein¬
mal tatsächlich überall und notwendigerweise durch das Me¬
dium der Parteien .

Wenn also hier und dort die Forderung aufgestellt wird,
die Wahl des Reichsoberhauptes müsse den .Händen der Par¬
teien entwunden und auf einen Mann gelenkt werden , der
das Vertrauen des ganzen Volkes genieße, so ist damit nichts
Rechtes anzufangen , ffie und wo soll ein solcher Mann zu
finden sein ? Um dem Wolle bekannt zu werden und also
für eine Wahl überhaupt in Frage zu kommen, mutz er doch
hervorgetreten sein, sei es in unmittelbar politischer, praktisch
also wohl auch parteipolitischer Betätigung , sei es mit dem
Bekenntnis zu einer bestimmten Weltanschauung , das doch
<nlch den Zweck hat, Gleichgesinnte zu werben und zu sammeln .
Das bedingt aber dann sofort wieder die Gegnerschaft der
anders Gerichteten und anders Gesinnten . Will man trotz¬
dem den Versuch machen , die Reichspräsidentenwahl unter den
Gesichtspunkt der parteilosen Vertrauenswürdigkeit zu stellen,
so erweckt man geradezu den Verdacht, dass man dadurch eine
in Wahrheit vielleicht durchaus Parteimäßige Einstellung ver¬
schleiern wolle, oder aber man hat es mit einer inhaltsleeren
Phrase zu tun .

Rechnet man mit den Dingen , wie sie wirklich liegen, so wirÄ
man zu dem Ergebnis kommen, dass es daS beste wäre , der
Reichskanzler träte zunächst an die Regierungs¬
parteien , dann aber auch an ihnen nahestehend «
Parteien mit dem Versuche heran , eine möglichst
breiteGrundlagefür dieNominierung eines
Kandidaten zu schaffen . An und für sich würde wohl auch
eine Einigung unter Zen Regierungsparteien
allein genügen , um dem so auf den Schild Erhöbenen die
Wahl zu sichern und Gegenkandidaturen aussichtslos zu
machen. Aber der Würde dieser ersten Wahl , der Grösse des
Gedankens , der in diesen Bestimmungen Zer Reichsverfassung
verkörpert ist, wird es am besten entsprechen, wenn der Er¬
korene des deutschen Volkes durch eine möglichst grosse und im¬
posant« M̂ehrheit zu seiner hohen Stellung emporgetragen
wird .

Das Ergebnis vonMasbington
Von einem politischen Mitarbeiter in Washington gehen der

» Frkf . Ztg .
" die folgenden politisch sehr interessanten Betrach¬

tungen zu :
Nach den langen Wochen endloser Verhandlungen war man

in allen Kreisen „konferenzmüde "
geworden , und kaum je¬

mand erwartete mehr als ein Stückwerk von Kompromissen ,
Vorbehalten , Konzessionen und dergleichen . Statt dessen war
es dem unermüdlichen und geschickten Leiter der Verhandlun¬
gen , Staatssekretär Hughes , gelungen , die Delegationen aller
beteiligten Nationen soweit zu bearbeiten , dass sie grundsätz¬
lich zu einer grossen Zahl von Zugeständnissen bereit waren .
Das Ergebnis der Konftrenz wird allen Kritikern und Skep¬
tikern zum Trotz unendlich günstiger sein , als man bis vor
wenigen Tagen erwarten konnte .

Das Ergebnis der Konferenz werden folgende B ertrage
sein :

1. der Bier -Mächte -Vertrag über den Stillen Ozean , un¬
terzeichnet am 13. Dez . 1981, 2. der Fünf -Mächte -Vertrag
iiStt die Beschränkung der Rüstungen zur See , einschließlich

der Resolutionen über die U -Boote und das Verbot der Gtst -gas -Verwendung im Kriege, 3. SechS-Mächte-Vertrag überdre Verteilung der deutschen Kabel im Stillen Ozean , 4.Neun -Mächte-Vertrag über die chinesischen Zölle , 5 . Neun-
Diächte -Vertrag über chinesische Angelegenheiten, 6. der ameri¬
kanisch -japanische Vertrag über die Insel Yap und 7. der chinussisch -japanische Vertrag über Schantung.

Dagegen blieben folgende Punkte unerledigt :
1 . Die Abrüstung zu Lande ist nicht in Angriff genommenworden, hauptsächlich auf Betreiben Japans und Frankreichs .2. Die japanischen Truppen werden nicht aus dem Gebietder fernöstlichen Republik zurückgezogen . 3. Di«! Rüstunge »zur See sind insoweit beschränkt worden, als die Grosskampf»schiffe , die Dreadnougths und Superdreadnoughts beseitigtwerden und auch diese nur teilweise. Alle andrren Arten vo»Krregsschiffen bleihen erhalten , zumal die Unterseebote und

solche Schiffe, die die U -Boote bekämpfen sollen . Zweifelloswird England eine riesige Hilfsflotte von solchen Schiffe»
erstellen . 4 . Trotz der Rückgabe Schantungs an China uni»des angekündigten Verzichts der Engländer auf Wei-hai-weibleibt China doch nicht frei von Eingriffen fremder MöchtetJapan (im Norden ) , England (in Honkong ) , Frankreich (irtSüd -China ) halten immer noch an ihren politischen und Wirt,
schriftlichen Vorrechten in China fest. In der Mandschureiund an der sibirischen Küste, zumal in Korea, bleibt Japanmit seiner militärischen Besetzung und seiner wirtschaftlich« ,
Bormachtstellung unbehindert . Japan hat sich zwar in eine«
frommen Resolution , bereit erklärt , seine Truppen aus Ost-Sibirien zurückzuzieheu, sobald dort Ruhe und Ordnungherrsche, hat aber vergessen , hinzuzufügen , dass der Hauptgrundder dortigen Unruhen die Anwesenheit japanischer Truppen ist.Der Hauptsieger der Konferenz ist das britische WeltreicheFrankreich hat zwar anfangs einen großen moralischen Sieg ,davongetragen , als das ganze Land noch von der- Begeisterungerfüllt war , mit der Marschall Fach auf seiner Rundreise durchdie Staaten überall begrüßt worden war . Wer die Rebe Bri .ands hat wie eine kalte Douche auf den Optimismus der Kon¬
ferenzteilnehmer und -veranstaltet gewirkt , die sich fest einge¬bildet hatten , diese Konferenz werde der Welt den ewige »
Frieden oder doch etwas ähnliches geben . — im Gegensatz zudem „ Machwerk" des Wilsonschen Völkerbundes.

'
AusserFrankreich war Japan ffür die Beibehaltung der Rüstungen zuLande , und wie sich später aus den berühmten „ Chita-Doku.menten " herausstellte , hatten die japanische und die französi-

sche Regierung sich verständigt, sich gegenseitig gegen Amerikain Washington unterstützen zu wollen.
Großbritannien hatte ein leichtes Spiel . Das britischeLandheer , zumal in Indien , Ägypten und Mesopotamien ifllzwar viel grösser als vor den : Kriege ; zur See wollte abe«England die Berständgiung mit Amerika aus wirtschaftliche «,und wohlerwogenen politischen Gründen : die englische Diplo -matie hatte richtig erkannt , wie wichtig eine Annäherung a» .Anmerika für England im Hinblick auf die politische Entwick -.

'
lung des kommenden Jahrhunderts sei. Unzweifelhaft ist die
britische Staatskunst der aller anderen Länder, einschliessliHAmerikas , unendlich überlegen . Wäre di« Konferenz ergebnis¬los geblieben , so hätte England seine Weltstellung als See >«
macht an Amerika abtreten müssen . Nun beherrschen Engl -nMund Amerika zusammen die Welt , und voraussichtlich wird de«
tmrtschaftliche Wiederaufbau Europas durch die politischeAnnäherung dieser beiden führenden Nationen wesentlich etm
leichtert und beschleunigt werden.

Japan hat sich damit abfinden müssen , dass im nächstesJahrzehnt seine Flotte von Grosskampftchifsen kleiner bleibe»wird als der dritte Teil der vereinigten amerikanischen uni «
britischen Flotten . Die Kriegsgefahr im Stillen Ozean rshdurch daS Pazifik -Abkommen so gut wie ausgeschaltet, was ,nebenbei gesagt, auch ein großes Glück für Deutschland istzdenn das deutsche Volk hätte kein Interesse daran gehabt, dassdie unversehrt gebliebenen Länder der Welt fühl in neuen»
Kriegen zerfleischen, da ohne deren Mitwirkung der wirtschaft-
liche Wiederaufbau Deutschlands fast undenkbar wäre . . . .
Dagegen besteht die Kriegsgefahr zwischen Japan und Ruß¬land oder Sibirien wahrscheinlich so lange fort , bis Japanseine Truppen von dem asiatischen Festland zurückgezogen hat.Frankreich hat auf der Konferenz viel Sympathien verloren ^Der gehässige Rachegrist gegeu Deutschland u. der engherzigöi
Ratio »alismuS , der bei de» französische» Delegierten immeqwieder zum Ausdruck kam, hat für Frankreich geradezu ver¬
hängnisvolle Folgen gehabt. China hat wenigstens erreicht ,
dass es seine tragische Lage vor dem Forum der Welt bekanu»
geben konnte und daß mit der Zurückgabe der Provinz Schan -i
tung und des englischen Hafens Wei -hai-wei ein vielverjtzre»
chender Anfang einer allmählichen Befreiung Chinas aus dech
Klauen seiner fremden Unterdrücker gemacht worden ist.

Das Hauptergebnis der Konferenz für die unmittelbare Zu¬
kunft der beteiligten Länder ist der Vertrag über die Alotte»-
beschränkung. Denn es will sehr viel heissen, dass es hier zun»
ersten Mal gelungen ist, eine Beschränkung der Rüstungei»
zur See durch internationale Vereinbarung durchzuführen,wenn auch noch manches zu tun übrig bleibt . Dass insgesamt1800 000 Tonnen Kriegsschiffe zerstört bezw . nicht gebaut
werden , ist fiir die wirtschaftliche Lage dieser Länder und de»
Weltfrieden von grösster Bedeutung . Die gesamten Flotten de^
fünf führenden Seemächte werden in zehn Jahren zusamme»
ein« kleinere Zahl von Großkampffchisfen aufweifen, als di»
Zahl der gestrichenen Schiffe beträgt ! Bedenkl man, dass di«
Washingtoner Konferenz ein erster kühner Schritt in eine«
neuen Richtung weltpolitischer Tendenzen geivesen ist, sos
mutz mau diese über Erwarten grossen Ergebnisse mit Frew
den begrüßen .

Vor etwas mehr als hundert Jahren wurde ein Wlamme »
zwischen England und Amerika abgeschlossen, der sogenannt»
„ Rush -Bagot -Vertrag "

, worin die Zahl der Kriegsschiffe autz
den großen Binnenseen zwischen Kanada und Amerika 6a ,



schränkt wurde . Einige Jahre später verschwanden auch diese
letzten Zeugen der kriegerischen Beziehungen beider Länder ,
und seit nahezu einem Jahrhundert haben Amerika und Ka¬
nada keine bewaffneten Fahrzeuge auf jenen großen Seen ge¬
geneinander aufrechterhalten . Wie lange mag es dauern ,
bis dieses Beispiel sich im großen auf dem Weltmeer wieder¬
holt?

Vadiscbe Mocbenrirckbttcke.
Die Brennholzkrise .

Die Zustände auf dem Brennholzmarkt , denen die Regie¬
rung schon seit längerer Zeit ihre Aufmerksamkeit zuwendet,
haben sich — nicht zuletzt dank der Profitgier eines gewissenlosen
Epekulantentums ! — in einer Weise zugespitzt , die zu stei¬
gender Beunruhigung führen mutzte und u. a . bereits zu
stürmischen Szenen bei Holzversteigerungen Anlaß gab. Das
Ministerium des Innern hat sich, um einer gefährlichen Wei¬
terentwicklung dieser Zustände zu begegnen, zu einem Ver¬
bot aller Versteigerungen entschlossen und den Waldbesitzern
die Beobachtung bestimmter Richtlinien für die freihändige
Abgabe von Brennholz empfohlen. Dieses Vorgehen ist in
der Verbraucherschaft mit lebhafter Befriedigung begrüßt wor¬
den.

Nach den ausgegebenen Richtlinien soll bei der Abgabe von
Brennholz in erster Linie die ortsansässige Bevölkerung, na¬
mentlich der wirtschaftlich schwächere Teil derselben, berücksich¬
tigt und das für den örtlichen Bedarf nicht benötigte Holz an
auswärtige Bedarfsgemeinden abgegeben werden. Und zwar
soll die freihändige Brennholzabgabe tunlichst im Einverneh¬
men mit den Forstämtern erfolgen, da diese über die Brenn¬
holzversorgung ihres Bezirks den besten Überblick haben . Für
die außerhalb der Forftamtsbezirke gelegenen Gemeinden soll
Holz aus den Überschußbezirken abgegeben werden , wenn nö¬
tig, durch Vermittlung der Forstabteilung , an die sich die Be¬
darfsgemeinden wenden können. Zweckgemäß wird in den
Richtlinien an die Beziehungen erinnert , die sich durch die
Grennholzbewirtschaftung vielfach zwischen den Bedarfsgemein -
dcn und den Werschußbezirken gebildet haben und deren Wie¬
deraufnahme zweifellos in vielen Fällen von Vorteil sein dürfte .
Man darf erwarten , daß bei Befolgung dieser Richtlinien
in denen übrigens besonders betont wird, daß zuerst die b a d i-
s ch e n Verbraucher befriedigt werden müssen, wenigstens die
dringlichste augenblickliche Not behoben wird und daß dann
die Durchführung eines Sommerhiebes zu einer weite¬
ren Besserung der jetzigen Lage führen werde, zumal , wenn
die fortgesetzten Bemühungen der Landesregierung beim
Reichskohlenkommissarwegen einer besseren Kohlenbekieferung
Badens von Erfolg begleitet sind .

Bekanntlich hat auch der Landtag in einer Entschließung
die Regierung ersucht , zur Behebung de.r Brennholznot und
Hintanhaltung der Preistreiberei auf diesem Gebiete durch
Einwirkung auf die Waldbesitzer und soweit erforderlich, durch
Notstandsmaßnahmen dafür zu sorgen, daß den Gemeinden
die Beschaffung des dringlichsten Brennholzbedarfes insbeson¬
dere für die wirtschaftlich schwächeren Bevölkerungskreise —
in den Wald besitzenden Gemeinden namentlich auch für die
nicht GabHolz berechtigten Einwohner — zu angemessenen Be¬
dingungen gesichert wird.

Selbstverständlich verkennen weder die Regierung u . der Land¬
tag, noch die Verbraucherschaft, daß auch bei der Festsetzung
der Brennzholzpreis« die allgemeine Geldentwer¬
tung mit zu berücksichtigen ist . Das darf indes nicht dazu
führen , daß die Preise ins Ungemessene und Unerträgliche
hinaufgetriÄen werden.

Die Landesforstabteilung ist darum ersucht worden, die
staatlichen Anschläge durchzusehen und den Forstämtern mit¬
zuteilen . Diese Anschläge werden auch einen geeigneten An¬
haltspunkt für die Preisbemessung in den nichtstaatli-

chen Waldungen bilden.
Es wird nun ganz davon abhängen , inwieweit die Gemein¬

den mit Waldbesitz sich den erwähnten Richtlinien anpassen
werden , ob und wann die angeordnete Absatzbeschränkung
wieder aufgehoben werden kann, oder ob unter Umständen
noch weitere Z wangSmaßnah ntzen nötig werden,
die an sich wohl alle Beteiligten lieber vermieden sehen wür -
den. *

Fremdenverkehr und Lebensmittelversorgung.
In einer amtlichen Mitteilung der „Karlsruher Zeitung "

ist dieser Tage über eine Konferenz berichtet worden , die das
Ministerium des Innern mit Vertretern der Organisationen
der Hotelindustrie , des Gastwirtsgewerbes und der Verbrau¬
cherschaft abhielt . In dieser Besprechung wurden die Vertre¬
ter der beteiligten Gewerbe von der Regierung mit Nachdruck
auf die Notwendigkeit hingewiesen, zur Deckung ihres Bedarfs
/ m Lebensmitteln möglichst auf Auslands wäre zu grei¬
fen und insbesondere den M i l ch b e d a r f der Fremden¬
betriebe mit ausländischer Milch bezw. Milchkonserven oder
Milch aus eigner Viehhaltung zu decken, damit die geordnete
Michversorgüng der ortsansässigen Bevölkerung
unter allen Umständen sichergestellt sei . Es
ist dies eine seit Jahren immer wieder ausgesprochene, eigent¬
lich selbstverständliche, aber von einen großen Teil der Frem -
denbetriebe und Gastwirte immer wieder unberücksichtigt ge¬
löstene Forderung . Wenn die Vertreter der erwähnten Ge¬
werbe bei dieser Gelegenheit den allgemeinen Richt¬
linien der Regierung für die Deckung des Lebensmittelbe¬
darfs der Fremdenbetriebe durchaus zustimmten , so darf man
das wohl als ein Zeichen dafür ansehen , daß sich das Gast¬
wirtsgewerbe in seiner Allgemeinheit der Einsicht nicht länger
verschließt, daß den in den letzten Jahren immer wieder fest-
gefteWeil Mißbräuchen nunmehr unfbedingt ein ,
Ende gemacht werden muß . Es würde weder für
den guten Willen und das soziale Empfinden noch für die
wirtschaftliche und geschäftliche Klugheit der Hoteliers und
Gastwirte sprechen , wenn sie nicht aus sich selbst heraus die¬
sen Richtlinien!Folge leisteten, sondern es erneut auf Zwangs¬
maßnahmen ankommen ließen . iFm übrigen haben die Ver¬
treter der Organisationen der Bekämpfung des Ham -
st e r n s durch Kurgäste , die wie im Vorjahr von den Behör¬
den aufs schärfste durchgeführt werden soll, ihre Mithilfe zu¬
gesagt. Es ist zu 'hoffen, daß auch dieses Versprechen ge¬
halten Verden wird, liegt doch dieser Kampf gegen den rück¬
sichtslosen Mißbrauch gewährter Gastfreundschaft auch im Jn -
tereste der Fremdenbetriebe selbst . Die Konferenz war sich
darüber einig, daß bei möglichster Ausschaltung des Ham¬
sterunwesens und bei Beobachtung der erwähnten Richtlinien
die notwendige Erholung der städtischen Bevölkerung sich ohne
Beeinträchtigung der örtlichen Versorgung und der Allgemein-
intereffen ermöglichen lasten wird. Es liegt nun an den be¬
teiligten Gewerben , zu ihrem Teil dafür Sorge zu tragen , daß
diese Erwartung in Erfüllung gehe .

Erzcngrr- und Berbrauchergeuoffeuschaste».
Der Zusammenschluß von Erzeugern und Produzenten zum

Zwecke einer besseren Regelung der Absatz- und Versorgungs¬
bedingungen unter gleichzeitiger Jnnehaltung einer angemes¬
senen Preisbildung , steht schon seit längerer Zeit zur Debatte .
Ansätze zu einem solchen Zusammenschluß von Erzeuger - und
Verbrauchergenossenschaften sind ja, auch schon hie und da
erfolgt . Neuerdings greift Landwirtschastslehrer A.
Kälber im Organ des Verbandes landwirtschaftlicher Ge¬
nossenschaften diesen Gedanken aus , indem er unter dem Titel
„Die landwirtschaftlichen Genoffenschaften und das Hilfswerk
der Landwirtschaft" eingehend die Anbahnung eines direkten
Verkehrs zwischen Erzeuger - und Verbrauchergenossenschaften
bespricht. Die Genoffenschaften in Stadt und Land seien schon

■da, sie brauchten nicht erst ins Leben gerufen zu werden . Die
städtischen Konsumvereine seien in der Lage, den Hauptge¬
nostenschaftön (Erzeugergenoffenschaften) ein gut Teil vom
Risiko, das immer mit Geschäften derartigen Umfangs verbun¬
den ist, abzunehmen . Das sei bislang nicht immer geschehen
und mit ein Grund gewesen , warum , man „ nicht recht ins Ge¬
schäft kam" . Den Städtern wäre , so sagt der Verfasser, bei
Durchführung des Zusammenschlußgedankens die Gewähr ge¬
boten, gute und verhältnismäßig billige Ware zu bekommen ,
während der Bauer richtige Preise erhielte . Erzeuger und Ver¬
braucher würden vor große Aufgaben gestellt. In letzter Zeit
seien Verhandlungen geführt worden, die zu einer vollen
Verständigung über die gemeinsam zu treffenden Maß¬
nahmen führten . Es habe sich ein „ W i r t s ch a f t s a u s -
schuß der deutschen Erzeuger - und Verbrau¬
chergenossenschaften " gebildet, der die Vorarbeiten
ausgenommen hat . Der Artikel schließt mit dem Bemerken,
es sei zu hoffen, daß sich in absehbarer Zeit ein reger Ge¬
schäftsverkehr entwickelt , an dem Verbraucher und Erzeuger
gleich interessiert seien.

Die Ausführungen des Verfassers haben manches für sich .
Vor allem leuchtet ein, daß auf die vorgeschlagene Weise das
preistreibende Moment des Kettenhandels (wir denken ' dabei
nicht an den reellen und regulären Handel ) wirksam
bekämpft werden würde . Ob die gehegten Erwartungen in
Erfüllung gehen werden, muß die Zeit entscheiden. Daß der
Großteil der städtischen Bevölkerung einer jeden Maßnahme
sympathisch gegenübersteht, die zu einer Verbilligung der Le¬
bensmittelpreise führen kann , braucht angesichts ihrer Notlage
kaum betont zu werden. Allerdings ist sie infolge mancher
trüben Erfahrung im allgemeinen ffeptisch geworden, doch
wird sie sich gern von diesem Skeptizismus bekehren, wenn die
Produzenten sich in der Tat mit angemessenem Gewinn be¬
gnügen würden . Wenn die Preispolitik der Erzeugergenoffen¬
schaften jedoch in dem gleichen Geiste geführt werden sollte, wie
sie in den gegenwärtigen Milchpreissteigerungen in verschiedenen
Orten der Umgebung von Karlsruhe zum Ausdruck kommt,
bann würde eine Verständigung schwer sein und die Kluft zwi¬
schen Stadt und Land noch bedenklich erweitert werden . —f.

politische Neuigkeiten .
Deutscher Reichstag .

Nach Erledigung einer Reihe kleiner Anfragen wurde ge¬
stern im Reichstag der Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Ge¬
schlechtskrankheiten dem Bevölkerungsausschuß überwiesen .

Es folgte die zweite Lesung des fünften Nachtragsetats .
Abg. Steinkopf (Soz .) beantragt , die im Nachtragsetat vor¬

gesehene Wirtschaftsberhilse zu begrenzen und nur bei einem
Grundgehalt bis zu 44 000 M . zu gewähren .

Abg. Schmidt-Stettin (Dntl .) lehnt den sozialdemokratischen
Antrag ab, da auch bei den höheren Beamten die Not groß
sei . Bis Ende März müffe die Beihilfe Wegfällen und am
1 . April eine neue Gehaltsordnung in Kraft treten .

Abg. Morath (D . Vp.) . Wir können der Vorlage nur zu¬
stimmen, wenn eine Neuordnung der Grundgehälter eintritt .
Wir bedauern , daß nicht auch den Ruhegehaltsempfängern und
Hinterbliebenen die Wirtschaftsbeihilfe gegeben wird . Auch
die . Republik braucht Beamte , die sich mehr fühlen als bloße
Arbeitnehmer .

Abg. Delius (Dem . i : Trotz unserer prinzipiell ablehnenden
Haltung gegenüber Wirtschaftsbeihilfen stimmen wir dieser
Vorlage zu , lehnen den sozialdemokratischen Antrag auf Be¬
grenzung der Beihilfe aber ab.

Abg. Breunig (U .S .P . ) unterstützt den sozialdemokratischen
Antrag .' Abg . Alekotte (Ztr .) spricht sich gegen die Begrenzung der
Wirtschaftsbeihilfe aus und bezeichnet die Neuordnung der
Gehaltsverhältnisse als notwendig.

Ein Regierungsvertreter erklärte die Bereitwilligkeit der
Regierung , im Einverständnis mit dem Reichstag die Neuord¬
nung der Beamtenbesoldung herbeizusühren .

In der Einzelberatung bekämpft Abg. Tu . Hertz (U .S .P .)
die Position betreffend Beihilfe für die Maisverteilung . Die
Beihilfe sei um so bedenklicher , als die Regierung den Zu¬
schuß für Brotgetreide äbbaue und damit eine evhebliche Stei¬
gerung der Brotpreise verursache.

Nachdem Abg. Schiele (Dntl . ) die Treiberei gegen die Mais -
einfuhr als groben Schwindel bezeichnet hatte , wird der An¬
trag Hertz (USP .) abgelehnt, der Nachtragsetat sodann in
zweiter und dritter Lesung bewilligt und der sozialdemokra¬
tische Antrag aus Begrenzung der Wirtschaftsbeihilfen abge¬
lehnt . — _

Das Gesetz zur Abänderung des Gesetzes gegen die Kapital¬
flucht wird an den Zehnerausschuß überwiesen . — Es folgt
die Weiterberatung des Justizetats . Gegen die Miweratung
eines Antrages der Kommunisten auf Rückgängigmachung der
Auslieferung der Mörder Dalos erhebt Abg,. Kahl (D . Vp .)
Widerspruch

Abg. Dr . Bell (Z .) bezeichnet die Auslieferung der Mörder
als einwandfrei . Es handelt sich hier um die Anwendung
bestehender Verträge . Ein erhöhter Schutz der Ehre wäre
durch eine Novelle zum bürgerlichen Gesetzbuch möglich . Vie¬
len in ihrer Ehre Gekränkten genügt es, eine Wiederholung
der Kränkung zu verhindern . An der Bestrafung des Belei¬
digers liegt ihnen mefftrns weniger . Auch der Strafvollzug
ist dringend reformbedürftig . Er muß humaner gestaltet wer¬
den . Hinsichtlich der Ehescheidungsreform vertreten wir vom
religiösen wie vom sittlichen Standpunkt aus die Ansicht , daß
die Ehen unauflöslich find. Aber aus nationalpolittschen Ge¬
sichtspunkten muß der Erweiterung der Ehescheidungsgründe
widersprochen werden . Bei den Strafprozessen darf keiner¬
lei Rücksicht auf die Parteistellung des Angeklagten genommen
werden . Die besten Richter sind für die Strafkammer gerade
not gut genug. Es muh auch der Schein vermieden werden,
als ob in Deutschland mit zweierlei Maß gemesten würde . Die
Klaffenabsonderung unserer Juristen , namentlich im Studium
m# Vorbereitungsdienst muß aufhören . Eine starke Heran -

-ziehung des Laienelements ist notwendig , Unabhängigkeit,
und Unabsetzbarkeit der Richter muß gewährleistet werden .
Eine gesunde Justiz ist der letzte Pfeiler , der den Zusammen ,
stürz des Reichsbaues verhindern kann. (Beifall .)

Reichsjusttzminffter Dr . Radbruch : Hinsichtlich der Ehefchei .
oungsgründe wird eine einstweilige Aussprache herbeigeführt
werden . Dabei werden alle Argumente aus den Kämpfen
um die Frauenfrage vorgebracht. Zahlreiche rechtskräftige
Urteile lasten eine bedauerliche Verständnislosigkeit der Rich¬
ter für die staatlichen und sozialen Verhältnisse erkennen.
Nicht der Wortlaut des Gesetzes, nein , der Geist ist die Haupt -
sache. Das Recht ist nach dem Wortlaut das Gleiche geblie-
ben ; es hat aber dem Staat zu dienen, dessen Grundlagen an -
ders geworden find.

Wer nicht Gesinnungsrepublikaner ist, sollte sich doch wenig¬
stens mit dem geschichtlichen Vorhandensein der Republik
abfinden . Der Redner bestreitet, daß er oder der sozialde¬
mokratische Parteitag die Beseitigung der Unabsetzbarkeit der
Richter gewünscht hätten . Die Wissenschaftlichen Grundlagen
des juristffchen Studiums taste er nicht an . Ein guter Jurist
müffe aber auch ein Volkswirt sein, dahin müffe die Reform
gehen. Die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte genießen allein
das volle Vertrauen des Volkes. So müffen wir zu den Ar¬
beitsgerichten kommen, die den Amtsgerichten und den wei¬
teren Instanzen anzugliedern wären . Das Reichsgericht
erfordert allen Respeckt, das hat sogar angesichts der Kriegs »
beschuldigtenprozeffe ein Engländer anerkannt . Eine neue
Amnestte für die mitteldeutschen Ereigniffe sei unumgänglich
aus politischen und rechtlichen Gründen .

Abg. Brodaus (Dem .) sichert dem Justizminister die Unter¬
stützung seiner Partei zu . Der republikanische Richtevbund
wolle keiner anderern Organisation Konkurrenz machen. Nur
auf republikanischen Grundlagen könne Deutschland wieder
aufgebaut werden . Der Redner fordert schärfere Bestrafung
von Beleidigungen des Reichspräsidenten und bezeichnet es
als unerhört , daß es fast zwei Jahre dauerte , bis der erste
Kappist zur Verantwortung gezogen wurde . Das Urteil im
Helfferichprozeß sei nur dadurch zu erklären, daß die Richter
innerlich auf der Seite Helfferichs standen und polittsche Geg¬
ner Erzberqers waren . Das heutige Verfahren bei der AuS-
Wahl der Schöffen und Geschworenen sei unsozial ; auch den
Frauen müsse der Zugang zum Richtertum geöffnet werden.

Abg. Herzfeld (Komm. ) protestiert aufs neue gegen die Aus¬
lieferung der Dato - Mörder .

Reichsjusttzminffter Radbruch : Die Vorwürfe , ein Reaktio¬
när zu sein, rühren mich nicht . Der Minister weist dann die
Angriffe des Vorredners zurück und ' sagt, das Reich und
Preußen seien in der Auslieferungsfrage vollkommen einig
gewesen.

Die Abgg . Moses (USP . ) und Geck (Komm. Arbeitsgemein ,
schaff ) halten den Vorwurf der Klassenjustiz auftecht und rich¬
ten namentlich gegen die Strafanstaltsärzte schwere Vor¬
würfe .

Der Justizetat wird sodann nach den Beschlüssen des Aus¬
schusses angenommen .

Nächste Sitzung Donnerstag , den 2 . März nachmittags 3
Uhr : Interpellationen , kleine Vorlagen . Schluß 6% Uhr.

Die Lntwicklung der Miederaukbaukrage .
Auf Antrag aus der Mitte des Hauptausschuffes des Reichs¬

tages gab Staatssekretär Müller dieser Tage «inen Überblick
über die Entwicklung der Wiederaufbaufrage . Bisher werde
von Deutschland immer noch lediglich aus Grund der Anforde¬
rungslisten der Entente geliefert , die nach Inkrafttreten des
Jriedensvertrages Deutschland übergeben seien . Diese Listen,
die zirka 2(1060 Positionen umfaßt hätten , seien vom Reichs¬
kommissar für Ausführung von Aufbauarbeiten durchgear¬
beitet ; es seien bisher auf Grund dieser Listen von Deutsch¬
land angeboten, Waren für 18 Milliarden Papiermark , an¬
gefordert sei darauf von der Gegenseite für 3 Milliarden , ge¬
liefert für eine halbe Milliarde Papiermark ; für 214 Milliar¬
den Lieferungen seien noch in der Erledigung begriffen . Das
Wiesbadener Abkommen gebe die Möglichkeit zu erheblichen
Sachleistungen . Die endgültige Entscheidung der Reparations¬
kommission stehe noch aus . Der Redner streifte dann kurz
die zurzeit schwebenden Verhandlungen bezüglich der Sach¬
leistungen, die in einem gewissen Umfange einen freien Per -
kehr zwischen Besteller und Lieferant ermöglichen sollten. Er
erwähnte , daß diese Frage zurzeit eingehenden Prüfungen
aller beteiligten Ressorts unterliege , bedauerte aber , mit Rück¬
sicht auf die schwebenden Verhandlungen , nähere Auskunft
hierzu zurzeit nicht geben zu können.

Geh . Regierungsrat Rose ergänzte die Ausführungen deS
Staatssekretärs hinsichtlich der bisher getätigten Sachleistun¬
gen. Er erwähnte die Holzhäuser, die nach Frankreich gelie¬
fert wurden , die Dachziegel, Kohlenwäschen und Werkzeugma¬
schinen , Glas , Pflastersteine , Hafeiimaterial für Italien , 24 000
Bienenvölker nach Frankreich und Belgien , Fischbrut, Zucker-
rübensämen . Auf Südflawien entfielen 1,7 Milliarden Mark
der Lieferungen , darunter 7500 Güterwagen , 300 Lokomotiven,
1500 Schotterwagen , 40 000 Pflüge . Die Anforderungen näh¬
men ständig zu. Der Reichskommissar habe jetzt einen Ein¬
gang von 0500 Briefen im Monat .

Im fünften Nachtragsetat wurden ferner für den Haus¬
halt des Reichsarbeitsministeriums rund 4814 Millionen M.
zum Zwecke der Rentenzulagen an Empfänger einer Invali¬
den- , Witwen - oder Altersrente aus der Invalidenversicherung
und den Verletztenrenten aus der Unfallversicherung bewilligt«

Das Reicksversorgungsgesetz .
Die am Montag begonnnene Verhandlung im Reichsarbeits¬

ministerium über die Abänderung des Reichsversorgungsge-
setzes wurde am Mittwoch abgeschlossen . In verschiedenen
Fragen hat die Regierung eine Berücksichtigung oder nochma¬
lige Prüfung der Forderungen der Kriegsbeschädigten und
Kriegshinterbliebenen zugesagt. So sollen die Fristen für di«
Geltendmachung von Rentenansprüchen um ein Jahr verlän¬
gert werden und die Pflegezulage für Hilflose wesentlich er¬
höhte werden. Zunächst soll eine sogenannte „Kleine Novelle
zum Reichsversorgungsgesetzerscheinen , in der die nicht grund -
sätzlichen Fragen geregelt werden. Die größeren grundsätzli,
chen Fragen sollen in absehbarer Zeit in einer großen Novellch
behandelt werden.

Iverkebrsminister Gröner und die
Lisenbabner .

Der Konflikt zwischen dem Reichsverkehrsminister Grüner !
und der Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamter unÄ:
Anwärter hat nach einer Mitteilung des „Lokalanzeigers
dazu geführt , daß die Kommission der Reichsgewerkschaft vor»
gestern abend den Reichskanzler nochmals um eine Unter «,
redung ersucht hat und von diesem auch empfangen wurde«
Die Organisationsvertreter trugen dem Kanzler ihre Diff «
renzen mit dem ReichSverkehrsminister vor, der die Kommis«
sion nicht anerkennen wolle, und öaten ihn um seine Ver«

mittlung . Dr . Wirth vertrat , wie das genannte Blatt mit «
teilt , die Auffassung, daß der ganze Fragenkomplex der Diszi¬
plinierungen aus Anlaß des Eisenbahnerstrerks trotz allem mit
dem dafür zuständigen ReichSverkehrsminister beMoöM
werden müffe. Ohne die endgültige Fesflegung der Durch ,
führung der für die Disziplinierung vorgesehenen Richtlinien!
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| fane das Kabinett der Angelegenheit nicht näher treten . Nach
einer Mitteilung der ReichSgewerkschast selbst soll sich schließ
lich doch noch bei der gestrigen Besprechung mit dem Reichs¬
kanzler ein Ausweg gezeigt -haben , der es möglich erscheinen
laste, auf anderer Verhandlungsgrundlage die Richtlinien ju .
jttftifcE) zu klären . Der Vorstand der ReichSgewerkschast habe
Ebenfalls erklärt , daß bei ihm durchaus keine Neigung be-
Itände, den Konflikt noch irgendwie zu verschärfen, datz die Ge -
zoerkschast jedoch ebenso als Organisation ihr Prestige zu wah¬
ren hätte , wie es von anderer Seite auch geschehe.

Der Lwiscdenkall in Gleiwitz .
Das Auswärtige Amt hat durch den Vertreter des deut¬

schen Bevollmächtigten in Oppeln der Interalliierten Ke« .
Misst»« folgende Note übergeben lassen:

» Am 19. Februar ist in Gloiwitz der deutsche Polizeiwacht-
mrister Paul Rüsenberg, während er sich in Ausübung seines
Dienstes befand, von drei betrunkenen französischen Soldaten
Mlich an«egriffea und erschossen worden . Die deutsche Re¬
gierung darf erwarten , dass mit größtem Nachdruck eine Un¬
tersuchung des Vorfalles eingeleilet wird und die Schuldigen
her verdienten Sühne zugefiihrt werden . Sie ist bereit , ihrer¬
seits Zeugen für den Vorfall namhaft zu machen. Die deut¬
sche Regierung bittet , ihr über das Ergebnis der Untersuchung
Mitteilung zu machen . Sie mutz sich alle Rechte auf eine an -
«emeffene Genugtuung , insbesondere auf Schadenersatz für
hie Hinterbliebenen des Ermordeten Vorbehalten."

Die Schwarzen im IKbeinland .
Harmsworth hat im Unterhause mitgeteilt , datz die Stärke

der französischen Kolonialtruppen im besetzten deutschen Gebiet
etwa 18 009 Mann betrage . Die Zusammensetzung der fran -
gösischen Truppen sei eine Frage , die die französische Regie¬
rung angehe. Von der deutschen Regierung sei keinerlei Klage
»der ein Protest gegen die Verwendung farbiger Truppen
»ingegangen .

Dazu bemerkt das Wolfstche Bureau : Wenn Harmsworth
meint , datz von der deutschen Regierung gegen die Anwesen¬
heit der farbigen Truppen im Rheinland niemals Protest er¬
hoben worden sei, so befindet er sich in einem bedauerlichen
Irrtum . Es braucht in dieser Beziehung nur ans den
Schriftwechsel der deutschen Botschaft in Paris mit der fran¬
zösischen Regierung verwiesen werden , der im Dezember des
vergangenen Jahres dem deutschen Reichstage vorgelegt
wurde .

Kurze polit . Nachrichten.
* Die Zigarettensteuer . Durch Verordnung des Reichsmini,

fters der Finanzen vom 23 . Februar wird die Tabaksteuer für
Zigaretten im Kleinverkausspreis von 25, 30, 40 und 50 Pfen¬
nig das Stück mit Wirkung vom 15 . März ds . Js . ab um 20
Prozent ermäßigt .

* Ein Protest gegen die Auslieferung der spanischen Mör¬
der . Der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund und der All,
gemeine Freie Angestelltenbund haben gegen die Ausliefe¬
rung der Spanier Fort und Concepcion öffentlich Protest er¬
haben .

! * Ein französisches Wachtkommaudo. Unter dieser über -
'
jchrift meldet die „Frff . Ztg ." aus Dotzheim. Grohfeuer hat

- hier die Stallungen des französischen Artillerieregiments ver¬
achtet . Der Brand brach morgens gegen 4 Uhr aus und
« chm gleich so gefährliche Dimensionen an , daß aus Angst
00t einem llbergreifen auf das nahe Munitionsdepöt di« fran »
zöfische Wache flüchtete. Einige 40 Pferde sind verbrannt ,

,« ttb nur dem mutige« Eingreifen der deutschen Feuerwehr ,
und der Ortsbewohner ist es zu verdanke«, daß der Schien
nicht größer wurde . Die Wachffoldaten wurden in Hast g».
«ommen.

Wadische Illebersicht.
Lur Statistik der Kriegsopfer Badens .

Nach den Erhebungen des Statistischen Landesamts sind
im Weltkrieg 1914/18 58 856 Heeresangehörige aus Baden an
der Front gefallen, 14063 sind ihren Verwundungen erlegen
und 5065 werden vermißt . Vor allem haben der Kraichgau,
her südliche Schwarzwald und die Seegegeud , also rein land¬
wirtschaftliche Gebiete, stark gelitten (bis 4,6 Prozent der Be¬
völkerung) , während von den Städten geringere OPfer ver¬
langt worden sind (bis zu 1 Prozent der Bevölkerung ) . Durch
Fliegerangriffe auf das Heimatgebret sind 230 Todesfälle ver -
ursacht worden, davon allein 120 in Karlsruhe .

^

Steuerertrag der bad. Tabakindustrie .
Nach den Erhebungen des Stasistischen Landesamts sind von

her badischen Tabakindustrie im Rechnungsjahr 1930/31 ins¬
gesamt 198 Millionen Mark als Banderolesteuer entrichtet wor.
den . Die Nachsteuer für die am 1 . Mai 1920 ermittelten Bor .
rate betrug rund 3.2 Millionen Mark .

Kurze Dachrichten aus Baden .
DZ . Offenburg , 24. Febr . Nach einer Mitteilung des »Of¬

fenburger Tagblattes " hat Kapitänleutnant a . D . von Kil-
linger -München die Zuständigkeit des Offenburger Gerichtes
lohne Erfolg angefochten, so daß sein Prozeß anfang April
vor dem hiesigen Landgericht zur Verhandlung kommen wird ,
desgleichen der Prozeß gegen den Korvettenkapitän Werber
aus Kiel . Ob gegen die übrigen 60 Mitglieder der Geheim¬
organisation C hier oder in München verhandelt wird, steht
noch nicht fest, diese Frage wird das Offenburger Gericht noch
zu entscheiden haben .

DZ . Freiburg , 24 . Febr . Die Fremdensteuer ergab für den
Monat Januar 47 090 M„ die Berbrauchssteuer 6118 M . Der
Stadtrat beschloß die Anwendung des neuen Reichsortsklnsseu-
verzeichniffes auf die städtischen Beamten , Angestellten und
Bersorgungsempfänger , auch sollen diese die letzthin vorge¬
sehenen Teuerungszuschüffe wie die Reichsbeamten erhalten .
Die Lohnverhältniste der städttschen Arbeiter sind durch
Schiedsspruch neu geregelt worden.

DZ . Konstanz, 24 . Febr . In der nächsten Kreisversamm -
lunI , die am 4. März in Radolfzell stattfindrt » werden jeden¬
falls die Beiträge der Kreisgemeinde « für das Stratzenweseu
um 100 Proz . erhöht werden müssen. Die Ursache dieser Matz,
nähme ist darin begründet , datz der Staatsznschutz für das
Etratzenwesen nicht in nennenswertem Umfange erhöht
werden wird.

DZ . Konstanz, 24 . Febr . Wegen unerlaubter Warenaus¬
fuhr , Vergehen gegen das Gesetz wider die Kapitalflucht und
gegen die Paßvorschriften hat die Staatsanwaltschaft Konstanz
in den Monaten Dezember 1921 und Januar 1922 gegen 581
Personen Strafbefehle in Höhe von insgesamt 390 206 M.
Geldstrafen und gegen 29 Personen zusammen 1 % Jahre -
Gefängnis beantragt . Im Monat November 1921 wurden
»klein über 900 000 M . Geldstrafen ausgesprochen.

Aus der Landesbauptstsdt .
Na . Bon btt städtischen PxeiSprüfungsstell«, Fachausschuß

für Fleischversorgung, wird berichtet: Di« weitere Steigerung
der Schlachtsierpreise auf dem Schlachtviehmarkt führte , wie
in andern Städten , so auch in Karlsruhe , zu einer abermali¬
gen Erhöhung der Preise für Fleisch- und Wurstwaren . Da
mangels einheitlichen Zusammenschlusses im ganzen Reich
die deutsche Metzgerschast wie auch die Verbraucherschaft nicht
den geringsten Einfluß auf die Preisgestaltung im Biehhandel
auszuüben vermag , so müssen sich, falls die Bevölkerung nicht
gänzlich auf den Fleischgenutz verzichten will, die Fleischpreise
automasisch den aufwärts kletternden Schlachtviehpreisen an¬
paffen. In der Sitzung der städt. Preisprüfnngsstelle am 20.
Februar wurde allen Ernstes der Gedanke eine« Metzger- und
verbrauchrrstreikeS erwogen, um den Handel zur Vernunft
zu bringen und ihn zur Einstellung der ungeheuerlichen Preis ,
treiberei zu veranlassen. Es wurde jedoch nicht mit Unrecht
geltend gemacht, daß der Handel auf alle Fälle Abnehmer für
das in seiner schrankenlosen Gewalt befindliche inländische
Schlachtvieh finde . Denn die gesamte deutsche Schlachtvieh¬
menge findet allzeit leichten und gewinnbringenden Absatz
bei den Schwarz- und Wirtshausschlächtern wie auch im
Lande des Frindbundes und des übrigen valutastarken Aus¬
landes . Von der Sachverständigenseite wird darauf hinge¬
wiesen, daß zurzeit fettes Schlachwieh aus Oberbaden in die
Schweiz wandere und daß, wenn das übermäßige Verschieben
des deutschen Schlachtviehes durch das große Loch im Westen
nicht aufhöre , die Entwicklung für die Verbraucher wie für
die Metzgerschast zur Katastrophe führen müsse .

Folgende Fleischpreise mußten im Verhältnis zu den
Schlachtpreisen für angemessen erklärt werden : Rindfleisch
I . Güte 24,60 M . , II . Güte 22,60 M . , Kuhfleisch 16,60 M . bis
18.60 M ., Kalbfleisch 24,60 M ., Schweinefleisch 26,60 M. bis
28 .60 M ., Hammelfleisch 24,60 M .. Fleischwurst 24 M . das
Pfund . Die Preise der übrigen Wurstarten blieben bestehen.

Landestheater . In der morgen, Sonntag , stattsindenden
Nachmittagsvorstellung von „Max und Moritz", werden die
Titelrollen von Haust Nasse und Hedwig Hermann dargestellt.
Die Besetzung der übrigen Rollen hat sich nicht geändert . Die
Vorstellung beginnt um 2 Uhr.

In der Neueinstudierung der Operette „Die Fledermaus "
von Strauß am Sonntag , den 26 . Februar , spielt Herr Paul
Müller die Rolle des »Frosch " . Es sei besonders darauf hin¬
gewiesen, daß die Ballettmeisterin Fanny Bourgeau für diesen
Abend die Originaltänze v . Strauß mit ihrem Ballettpersonal
neueinstudiert hat . Die Solonummern werden von Fanny
Bourgeau , Olga Leger-Mertens und der kleinen Selma Man¬
gel getanzt werden. Anfang der Vorstellung 6 Uhr.

Wadische Gemeindeschau.
Badischer Städteverband .

Ns . Der erweiterte Ausschuß des badischen Städteverban¬
des (Hauptausschuß ) , nahm in einer Sitzung vom 20 . ds . Pts .
in Karlsruhe zu den zurzeit schwebenden Schulfragen Stel¬
lung . An der Tagung nahmen über 60 Personen teil . Nach
eingehender Aussprache, die sich an den Vortrag des Refe¬
renten , Herrn Oberbürgermeister Dr . Kutzer -Mannheim , an¬
schloß, wurden folgende Leitsätze einstimmig angenommen :

A . B- lksschnle.
1 . Die Teilnahme der städtischen Verwaltung an der Schul¬

verwaltung darf nicht deshalb verkürzt werden, weil der Staat
Schulausgaben zu einem erheblichen Teil übernimmt . Fm
Schulgesetz sollen die Städte iri sinngemäßer Anwendung des
8 8 der Gemeindeordnung an der staatlichen Schulverwal¬
tung beteiligt werden.

2. Znm „ persönlichen Aufwand für die Volksschulen" im
Sinne des 8 28 Ziffer 3 des Steuerverteilungsgesetzes vom
4 . August 1921 gehört auch der gesamte persönliche Aufwand
für die Schulleitung, einschließlich sämtlicher Rektoren und
des Sekretariats - und Kanzleipersonals (8 119, 120 des Schul¬
gesetzes, § 27 ff. der Verordnung vom 28 . November 1913 ) ;
dann für die Schulärzte und die für ihren Dienst unentbehr¬
lichen Schulschwestern ( 8 18 des Schulgesetzes, Verordnung
vom 29 . Oktober 1913) ; dann für das Dienerpersonal , das
an der Aufrechterhaltung der Schulordnung u . an der Durch¬
führung der vom Ministerium erlassenen Vorschriftei: über die
Reinigung der Schulränme mitwirkt (Schulordnung 8 23 ,
8 26, 8 69 ff., § 70 ff. ) . .3. Was den Personalaufwand für die Lehrer anlangt , so
ist auf die Bestimmung in 8 28 Abs. ll des Steuerverteilungs¬
gesetzes ( „Zum Personalaufwand gehören alle Ausgaben , die
für Lehrkräfte zur Durchführung des staatlich festgestellten
oder genehmigten Unterrichtsplanes gemacht werden müssen"

),
das entscheidende Gewicht zu legen.

Für die städtischen Volksschule « kann es sich lediglich darum
handeln , wie viele Lehrkräfte zu der nach dem genehmigten
Ünterrichtsplan erforderlichen Gesamtstundenzahl nach Maß¬
gabe des Pflichtstundenmaßes erforderlich sind und zwar unter
Beachtung der bei dem Unterrichtsstoff der städtischen Schulen
und der Art . der Schüler gebotenen Beschränkung der Schü¬
lerzahl .

Hiernach kann eine Zuweisung von mehr als 40 Schülern
nicht in Betracht kommen. Eine Ersparung von Lehrerstellen
in der Weise, daß eine Anzahl von Lehrern mit den Resten
ihrer Deputate eine Schulklasse versieht, ist schon aus erziehe¬
rischen Gründen undurchführbar . Für die Übergangszeit wür¬
den sich die Städte mjt einer Berechnungsziffer von 45 be¬
gnügen .

Soweit Hauptlehrer als Oberlehrer ernannt sind, muß ihre
Stundenzahl unter Berücksichtigung der Obliegenheiten be¬
messen werden, die ihnen gemäß 88 120, 121 des Schulgesetzes
und durch Verordnung vom 28 . November 1913 , auferlegt
find.

Die Bestellung von besonderen Fachzeichenlehrern an den
städtischen Schulen ist notwendig, um den in 8 35 des Schul¬
gesetzes vorgeschriebenen Zeichenunterricht wirksam durchzu-
fiihren . Die Bestellung von Fachlehrerinnen für weibliche
Handarbeiten ergibt sich aus 88 12 und 53 des Schulgesetzes.
In den städtischen Schulen ist durch ß 7 der Verordnung vom
3 . März 1894 bestimmt worden, daß die Unterrichtsstundenzahl
nicht weniger als 3 betragen dürfe . Zur wirksamen Durch¬
führung des Unterrichts ist die Teilung der Klaffen und der
Beginn des Unterrichts schon auf der Unterstufe notwendig ;
hiernach muß sich der Anteil des Staates bemessen.

Die Kosten der Stellvetretung der Lehrer müssen vom Staat
getragen werden.

Für die Bemessung der Lehrerzahl an Hilfsschulen darf nicht
nur die gesetzliche Höchstzahl von 20 (8 37 der Schulordnung
von 1913 ) in Betracht gezogen werden, sondern die durch die
gegebenen Verhältnisse bedingte tatsächliche Klaffenbildung .
Soweit die örtliche Teilung eines Schulbezirks die Besetzung
einzelner Klassen mit der vollen Schülerzahl nicht gestattet ,
niuß dies bei Berechnung der Zahl der sogenannten gesetzlichen
Lehrerstellen berücksichtigt werden (z. B . Vororte ) .

4 . Sollte die obige Forderung nach Ansicht der Regierung
das Matz einer Gesetzesauslegung überschreiten, so müsse ne-

ben der Schaffung eines verwaltungsrechtlichen Schutzes ein«
entsprechende Fassung des Lastenverteilungsgesetzes gefordert
werden.

5 . Im kommenden Schulgesetz wären die Aufgaben der
Schule , die Bildung der Klaffen, die Berufung nur eines Leh¬rers für jede Klaffe , in Anlehnung an, das hessische Schulgesetzvom Oktober 1913 zu ordnen . Für die Zahl der Lehrerstellen
mutz das schulische Bedürfnis maßgebend sein . Will inan feste
Zahlen wählen , so müßte die Besetzung einer Normnlschul-
klaffe mit 40, einer Förderklaffe mit 25, einer Hilfs - oder
Schwerhörigenklasse mit 12 und einer Hanwrbeitsklaffe mit
20 Schülern — wobei noch die besonderen Verhältnisse der
Vororte zu beachten wären — die Norm bilden ; nur diejeni¬
gen Stellen wären übergesetzlich , welche im Durchschnitt un .
ter der unteren Grenze liegen.

8 . Fortbildungsschule.
Für die Auslegung des Lastenverteilungsgesetzes gilt fol-

gendes : Bei Bemessung der erforderlichen Lehrerstellen darf
nicht von der in 8 18 des Fortbildungsschulgesetzes zugelasse¬
nen Höchstzahl voin 30 bezw . 24 Schülern ausgegangen wer¬
den, sondern von dem unter Berücksichtigung der örtlichen
Verhältnisse und der Bildung von Fach- und Befähigungs -
klaffen nachgewiesenen Bedürfnisse.
C. Verteilung der Lehrerstellen zwischen Staat «nd Städten .

Soweit sich sogenannte übergesetzliche Lehrerstellen ergebe«,
sind als städtische Stellen jene auszuscheiden, deren Inhaber
in die niedrigeren Gruppen und Stufen eingereiht sind . Sollte ,
dies abgelehnt werden, so soll für die städtischen Stellen der
wirkliche Durchschnittsbezug der vorhandenen Lehrer maß¬
gebend sein.

D . Fachschulen .
1 . Diese Schulen sind überwiegend Fortbildungsschulen und

dienen im übrigen keineswegs vorwiegend gemeindlichen In¬
teressen ; daher ist grundsätzlich die gleiche Lastenverteilung
wie bei den allgemeinen Fortbildungsschulen zu fordern .

2 . Die Erhebung von Schulgeld, vor allem beim Lchrherrn ,
muß ermöglicht werden, wenn 8 28 Z . 2 des Lastenverteilungs¬
gesetzes für die Gewerbe- und Handelsschulen bestehen bleibt .

E . Höhere Schulen.
1 . Die höheren Schulen sind in nähere Beziehung mit der

städtischen Verwaltung zu bringen . Anstelle der Beiräte sol¬
len die Stadträte mit erweiterten Befugnissen treten .

2 . Für die Bemessung und Gestaltung des Schulgeldes ist
den Städten größere Freiheit einzuräumen . Insbesondere
sollen einem Schulgeld mit degressiver Gestaltung keine
Schwierigkeiten bereitet werden. ( 8 16 der Verordnung vom
18.

'
September 1909).

3 . Soweit die höheren Lehranstalten Volks - und fortbildungs¬
schulpflichtige Schüler unterrichten , mutz der persönliche Schul¬
aufwand mindestens in dem Umfange, wie er an der Volks¬
schule entstünde , auf den Staat übernommen werden.
Besondere Forderung hinsichtlich der Gehälter der gesamten

Lehrpersonen an sämtlichen städtischen Schulen.
Die durch die Regelung vom 1 . Oktober 1921 eingetretene

Erhöhung der Gehälter gegenüber dem Stand vom 31 . De¬
zember 1920 muß bei sämtlichen Lehrern , Professoren, Rek¬
toren , Direktoren , Schulräten in der ähnlichen Weise, wie
dies bei Erhöhung der Teuerungsbezüge ab 1 . Januar und
1 . August 1921 geschehen ist, vom Staate übernommen wer¬
den, dem es sreistoht, das Reich zur Deckung dieses Mehrauf -
wandes heranzuziehen .

Ltaatsanzeiger .
Vom Verwaltungsbezirk des Hauptzollamts Waldshut ist

durch Anordnung des Landesfinanzamts Karlsruhe der den
Amtsbezirk Neustadt umfassende Teil und der westsich der
Wehra gelegene Teil abgetrennt worden . Der erste« Teil
wurde dem Verwaltungsbezirke des Hauptzollamts Froibnrg »
der letztere dem des Hauptzollamts Lörrach zugeschlagen .

Karlsruhe , den 15 . Februar 1922.
Der Präsident des Landesfinanzamts Karlsruhe .

Köhler . Abele.

Personeller Teil .
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw,

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner ».

Ernannt :
Tierarzt Dr . Fritz Steibing in Flehingen znm Bezirksüer - ,

arzt in Eppingen und Kontrolltierarzt Dr . Paul Mayer inlj
Heidelberg zum Bezirkstierarzt in Neustadt, die Regierungsi - ,
assessoren Oskar Wolz aus Karlsruhe und August Schneiders,
aus Tengen zu Amtmännern in Karlsruhe .

Versetzt :
Oberrovisor Karl Ruß beim Bezirksamt Mülheim zum Be,

zirksamt Pforzheim .
Entlassen:

Regierungsrat Hans Müller in Berlin aus Ansuchen .
Justizministerium.

Ernannt :
Aufseher Hermann Maisch beim Amtsgefängnis Pforzhein »

zum Kanzlisten beim Amtsgericht daselbst ; die Schreibgehilfi«
Marie Rippmann beim Notariat Heidelberg zur Kanzlissin ;
die Hilfsaufseher Albert Baum und Wendelin Lampert beim,
Zuchilhaus Bruchsal, Martin Scherzinger und Lover Stölzl
beim Landesgefängnis Freiburg , Ernst Heller und Heinricht
Rübenacker beim Landesgefängnis Mannheim» Johann Bogtz
bei der Kolonie Ankenbuk sowie Vinzenz Soder beim Amtsge ,
füngnis II Karlsruhe zu Aufsehern.

Versetzt :
die Jussizobersekretäre Georg Wen » beim Notariat Schwebt

gingen zum Amtsgesicht daselbst und Jakob Rüffler beintz
Amtsgericht Schwetzingen zum Notariat daselbst .

Arbeitsministcrium.
Entlassen (auf Ansuchen) :

Regierungsrat Hans Prull beim Arbeitsministerium auf
März d. I .

Miuisterium der Finanzen.
Planmäßig angestellt:

als Bauobersekretär : der Baumeister Wilhelm Schweitzer ins
Mannheim . _

er Kaffee » Onkel v
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Sonntag , deti 26- Februar
Laadestheater .

aachm . 2 —' /,4 Uhr M . 10 .- 6- 9 Uhr Mk . SO -

7*/, —‘/,10 Uhr Konzerthaus . Mk. 21 .

Bunter Abend.
Eintracht

Freitag f den 3 « März , 7 % Uhri
Tanz -Abend

Marna Glaan
Am Fiagei : Margarete Benser

I Dionysische Tänze , Märchen , Traum , Kampf, !
Kassandra , Klarheit . A 53

| Kart en zu 20.- 15 .- 10.- u . 5.- (ausschl . Steuer ) bei |
Kurt Neufeldt.

Arterienverkalkung

Gicht/Gelenkrheumatismus Steinleiden
ist heilbar . *-19 Prospekte gratis.

Bio-Chemie-Compagnie, Essen .

1 «öfttfJjt, • » tis 11 Mts in fiatlstul*1 SlöiWe MstMlNgshM.
Swffuet tüglifS 10-7 H5r iwdjgtin).

1 Ärztliche Führungen
:: Werktags 5 Uhr ::
Sonntags 11 u . 5 Uhr-

iSerWmlchMitglieder der Orts - u . Betriebs-
krankeukassen erhalten Eintritts¬
karten zu ermäßigtem Preis in
den Geschästsstellett der Kaffen.

Eiche lAlmWoWe Organilation
sucht für die Schristleitung ihres Organs einen
volkswirtschaftlich geschulten , agrarpolitisch orien¬
tierten , möglichst redebegabten

Vmss -Maltm
oder t

zum möglichst baldigen Eintritt . Angebote mit
Lebenslauf , sowie Angabe von Gehaltsansprüchen
und Zeitpunkt der Eintrittsmöglichkeit unter A 44
an die Expedition der Karlsruher Zeitung erbeten.

Charakter-
deutunz

(20 Zeilen in Tinte geschr.)
Mark 6 .60 «.568 b

SlWIch . Willi
« . H . Stttter

Karlsruhe , Körnerstratze 30

Metallbetten
Stahlmatr ., Kinderbett-, direkt
an Private, Katalog 78 R frei .
SisemnöbelfabrikSuhl (Thür.)

Wir haben unser Büro von der
> ^ ^ Belfortstratze
nach der

Kaiserstratze 235
3 . Stock , Stratzenbahnhaltestelle Hirsch » |
strotze » verlegt.

Martin Eichelgrün & Co. ,
Rollbahnen , Anschlutzgleise , HolzschweLen.

s Telefon 5124 .

Kadifchrr Kinnest-
gütrrlarif .

Auf 1. März 1922 wer¬
den die Zuschlagstafeln
zur Berechnung des Aus-
land^ uschlags im Ver¬
kehr mit unseren Statt »
nen auf Schweizergebiet
und mit Waldshut Über¬
gang neu ausgegeben. ES
ergäen sich zum Teil ge-
vinge /Ermäßigungen .

Mrheres in unserm Ta¬
rifanzeiger . M.127
Karlsruhe , 22. Febr . 1922 .
EisenbahngenrraldireMon .

WchUlsieiMW
Die Gemeinde Wiefen-

bach , Amt Heidelberg, ver¬
steigert am Freitag , den

3. März , vormittags IS
Uhr beginnend, auf der
Hievstelle: A.4S

3 Eichen I . u . V . Kl .. 9
Buchen IV . Kl., 54 forle-
ne, lärchene und sichten »
Abschnitte u . Stämme II .
bis VI . Kl., 243 Baustun .
gen I, , 220 Stück II ,
Kl. und 30 Hagstangen,
120 Hopfenstangen I ., 80
II ., 25 III . und 25 IV .
Kl., sowie 1 Ster eichen
Scheitholz.

Zusammenkunft am OrtS-
auSgang gegen Mönc^ ell.

iWiefenhach,
den 21 . Februar 1922 .

Der Glemei «d?rat .
Brox .

Barth , Ratscht.

PROSPEKT
über

Mark 8 000 000 .— Aktien
der

Nähmaschinenfabrik Karlsruhe vormals Haid &
Np . 2001 —10000 zu je lOOO Mark .

Neu in Karlsruhe.
Die Nähmaschinenfabrik Karlsruhe vorm . Haid & Neu wurde

im Jahre 1883 gegründet und am 19. März 1883 in das Handels¬
register eingetragen . Der Sitz der Gesellschaft ist Karlsruhe .

Gegenstand des Unternehmens ist die Anfertigung und Ver¬
wertung von Nähmaschinen sowie anderer verwandter Er¬
zeugnisse . Die Gesellschaft kann Filialen errichten und sich
an anderen Unternehmungen beteiligen .

Die Dauer der Gesellschaft ist nicht auf bestimmte Zeit
beschränkt .

Das Grundkapital betrug bei der Gründung der Gesellschaft
M . 500 000 .— und wurde allmählich erhöht , bis es sich infolgeder im Oktober 1912 zwecks Verstärkung der Betriebsmittel
erfolgten Erhöhung um M . 600 OCX).— auf M . 2 000000 .—
'belief . In der außerordentlichen Generalversammlung vom
30. März 1920 , eingetragen im Handelsregister am 19 . April
1920 , wurde beschlossen , das Grundkapital von M . 2 000 000.—
zur Verstärkung der Betriebsmittel auf M . 4000000 . — zu er¬
höhen durch Ausgabe von 2000 Stück neuen , auf den Inhaber
lautenden Aktien zu je M . 1000 .— mit Dividendenberechtig
vom 1 . Juli 1919 ab . Diese Aktien wurden unter Ausschlu
des gesetzlichen Bezugsrechtes von einem Konsortium zu
105 */o übernommen und den bisherigen Aktionären im Ver¬
hältnis von 1 : 1 zu 110% zum Bezüge angeboten .

Sodann wurde in der außerordentlichen Generalversamm¬
lung vom 27 . Januar 1921 , eingetragen Ün Handelsregister
am 31 . Januar 1921 , beschlossen , das Grundkapital von
M . 4000000 .— zur Verstärkung der Betriebsmittel weiter auf
M . 10000000 -— zu erhöhen durch Ausgabe von 6000 Stück
neuen , auf den Inhaber lautenden Aktien von je M . 1000 .—

: mit Dividendenberechtigung vom 1 . Juli 1920 ab . Diese
Aktien wurden unter Ausschluß des gesetzlichen Bezugsrechtes
von einem Konsortium zu 120% übernommen und den alten

( Aktionären im Verhältnis von 2 : 3 in der Zeit vom 1 . bis
einschließlich 16. Februar 1921 zu 120% zum Bezüge ange¬boten . Das erzielte Aufgeld aus den beiden Kapitalserhöh¬
ungen wurde unter Abzug der Kosten für die Aktienausgabe
mit M . 348 936 .05 dem gesetzlichen Reservefonds zugefiihrf .

Das Grundkapital beträgt nunmehr nominal M . 10 000 000.—
eingeteilt in 10 000 Stück vollbezahlte , auf den Inhaber lau¬
tende Aktien Nr . 1—10000 zu je nominal M. 1000.—. Sämt¬
liche Aktien tragen die eigenhändige oder vervielfältigteUnterschrift des Vorstandes und des Aufsichtsratsvorsitzenden .

Von dem 4%igen Obligationsanlehen vom 1 . Oktober 1896
im ursprünglichen Betrag von M . 500 000.—, für welches die
Liegenschaft in dem damaligen Umfange von 28 000 qm als
Unterpfand bestellt ist, waren am 30. Juni 1921 noch M.120000 im Umlaufe . Das Anlehen ist vom 1 . Oktober 1902
ab in 25 jährlichen ^Teilbeträgen von je M . 20 000.— durch
Auslosung zum Nennwert zu tilgen .

Die Fabrikliegenschaft, auf welcher auch eine eigene Schrei¬
nerei und Gießerei betrieben werden , hat eine Größe von
49 210 qm , wovon 16 718 qm bebaut sind , und hat Gleis¬
anschluß an die Station Hagsfeld der Badischen Staatsbahn .Die Werkstätten befinden sich zum größten Teil in neuen ,den Bedürfnissen der Fabrikation entsprechend aufgeführten
Gebäuden und sind mit modernen Arbeits - und Spezial -
maschinen ausgerüstet .

Es werden zur Zeit ca . 1700 Personen (Arbeiter und An¬
gestellte ) beschäftigt .

Der Vorstand wird vom Aufsichtsrat ernannt ; er besteht
einem oder mehreren Mitgliedern . Gegenwärtig bilden
Vorstand die Herren :

OOS
nen

Direktor Otto Wagen er ,Direktor Robert Fritzsche ,
beide in Karlsruhe .

Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei , höchstens
lieben von der Generalversammlung zu wählenden Mitgliedern ,
gegenwärtig aus den Herren :

Kommerzienrat Dr. ii. s. M . A. Straus , Bankier in Firma
Straus & Co . in Karlsruhe ,Dr. R. Bielefeld , Rechtsanwalt in Karlsruhe ,Dr. R. Straus , Rechtsanwalt und Bankier in Karlsruhe ,W. Wagener, Fabrikdirektor a . D . in Karlsruhe -

Die Mitglieder des Aafsichtsrats erhalten für ihre Dienste
neben der Vergütung der baren Auslagen zusammen eine
feste Vergütung von M . 9000.— und eine Tantieme von 10%des Reingewinnes , welcher nach Vornahme sämtlicher Ab¬
schreibungen und Rücklagen und nach Abzug eines für die

Aktionäre bestimmten Betrages von 4% des eingezahlten
Grundkapitals verbleibt . Die Tantiemesteuer wird von der '
Gesellschaft getragen .

Das Geschäftsjahr läuft vom 1. Juli bis zum 30. Juni .Die Generalversammlungwird vom Aufsichtsrate oder dem
Vorstande berufen . Die Einladung muß durch öffentliche
Bekanntmachung im Deutschen Reichsanzeiger mindestens
20 Tage vor dem für den Zusammentritt anberaumten Tageunter Angabe der Bekanntmachungsgegenstände erfolgen .
Jede Aktie gewährt eine Stimme . Die ordentliche General¬
versammlung , welche über die durch Gesetz und Statut ihr
zur Beschlußfassung überwiesenen Gegenstände beschließt ,wird alljährlich innerhalb der ersten sechs Monate nach Ab¬
lauf des Geschäftsjahres abgehalten .

Von dem Reingewinne werden dem Reservefonds so lange
5% zugewiesen , bis dieser den 10 . Teil des Aktienkapitals
beträgt oder wieder erreicht hat . Auf Antrag des Aufsichts¬
rats kann die Generalversammlung einen Teil des Jahres -
fewinnes zur weiteren Dotierung des Reservefonds und des

)ividendenaufbesserungsfonds oder zur Gründung und wei¬
teren Dotierung von Spezialreserven verwenden .

Die von der Gesellschaft ausgehenden Bekanntmachungen
erfolgen durch den Deutschen Reichsanzeiger , dem Aufsichts¬
rat steht es frei , die Bekanntmachungen auch noch in an .
dem Blättern erscheinen zu lassen . Die Gesellschaft ver¬
pflichtet sich , alle sie betreffenden Bekanntmachungen auch
in einer Zeitung in Frankfurt a . M . zu veröffentlichen .Die Auszahlung der Dividenden erfolgt nach Feststellungdurch Generalversammlungsbeschluß bei dem Bankhause
Straus & Co . in Karlsruhe , der Direction der Disconto -Ge-
sellschaft , Filiale Frankfurt a . M ., Frankfurt a . M ., und dem
Bankhause E . Ladenburg , Frankfurt a . M.

Die Gesellschaft verpflichtet sich, in Frankfurt a. M. eine
Stelle zu unterhalten und jeweilig bekanntzugeben , bei der
die Auszahlung der Dividenden , die Ausgabe neuer Divi¬
dendenbogen , die Hinterlegung von Aktien zwecks Teil¬
nahme an den Generalversammlungen , die Ausübung von
Bezugsrechten sowie alle sonstigen von der Generalver¬
sammlung beschlossenen , die Aktienurkunden betreffenden
Maßnahmen kostenfrei bewirkt werden köfinen . Der Divi¬
dendenanspruch verjährt in vier Jahren nach der FälligkeitIn den letzten fünf Jahren hat die Gesellschaft folgendeDividenden verteilt :

Die

ira janre :
1916/17
1917/18
1918/19
1919/20
1920/21

Bilanz nebst

nusem
10
15n
20
15

Gewkm -
30 . Juni 1921 lauten wie folgt :

. aui iuimuu .
2 Millionen
2 >.
2 ..
4 »

10
und Verlust -Rechnung »er

Bilanz auf 3)0 . Juni 1921 «

A k t i va .
Gelände .
Gebäude .

Abschreibung 3% .

Zugang in 1920/21 .
Mobilien und Fabrikinventarien .

Zugang in 1920/21 .

Abschreibung des Zugangs . . .
Materialien , Betriebsmaterialien ,

fertige und in Arbeit befindliche
Fabrikate 1) . .

Ware * in auswärtigen Lagern und
in Konsignation zum Kostenpreis

Außenstände - . .
Ab für Skonto etc.

Wertpapiere . . .
Wechselbestand .

Ab für Diskont - u Inkassospesen
Kassenbestand .

.A

1417 052
42 511

1374 540
230934

4
282 270
282 274
332 27<

9
19
57
62
38

88
88

088

2 960809156
85 62505

67 630
2 028

76
92

Ji
407 088

1 605 475

21 904 517

317 382

2 875 184
3 321

65 601
27 395

27 205 97220

43

98

64

51
95

84
85

Passiva - Ji 9 Ji 9
Aktienkapital . 10000000 —
Obligationen . 120000
Obligationszinsen . 1506 _
Reservefond . . . . . . . . 948936 05
Dividendenaufbesserungsfond . . 110 000
Spezialreservefond . 200000 —
Werkerhaltungs -Konto . . . . 500000 —
Beamten - und Arbeiter - Unter -

Stützungsfond . 55 740 56
hierzu 4% Jahreszins . . . . 1403 20
Abgang in 1920/21 . 6 953 75 50190 01

Wohlfahrts -Konto . 165 329 50
Delkredere -Konto . . . 80000
Kreditoren *) . *• . 12 749 276 29
Lohnreserve . 367 035 55
Dividenden -Konto . 10900
Gewinn - und Verlust -Konto :

Vortrag aus 1919/20 . 99 278 21
Reingewinn von 1930/21 . . . 1 803 520 59 1 902 798 80

27 205 972 20

Cewinn - und Verlust - Konto auf 30 . Juni 1921 .
Soll . Ji 9 Ji 9

Allgemeine Unkosten , Tantiemen ,
Reisespesen , Provisionen und
Zinsen *) . 3 458 174 77

Abschreibungen . 824 782 45
Vortrag aus 1919/20 . 99278 21
Reingewinn aus 1920/21 . . . . 1803 520 59 1902 79880

5 685 756oä
Haben .

Gewinn -Vortrag aus 1919/20 . . 99 278 21
Brutto -Gewinn von 1920/21 . . 5 586 477 81

5 685 756oä
*) davon : Materialien M . 6 868 529 .94, Betriebs - Materialien

M - 1 579 092 .74, fertige und in Arbeit befindliche Fabrikate
M . 13 456 895.30. *) darunter : M . 10 542 268.33 Bankschulden .s) Die Äufsichtsrats -Tantieme betrug M - 200 638 .37 .

Der Gewinn ist gemäß Beschluß der Generalversammlungvom 20- September 1921 wie folgt verteilt worden :
Zuweisung zum gesetzlichen Reservefond M . 51063 .95
15% Dividende . „ 1500 000.—
Zuweisung zum Wohlfahrtsfond . . . „ 200000 .—
Vortrag auf neue Rechnung . . . . „ 151734 .85

MTl 902 798 .80
_

Die Gesellschaft ist zurzeit gut bescliäftigt , und es läßt
sich für das laufende Geschäftsjahr , wenn nicht unvorher¬
gesehene Ereignisse eintreten , ein zufriedenstellendes Ergeb¬
nis erwarten .

Karlsruhe , im Januar 1922 .

Auf Grund des vorstehenden Prospektes sind

nom. Mk. 8000000 Aktien
der

Nähmaschinenfabrik Karlsruhe
vorm . Haid & Neu in Karlsruhe' Nr. 2001— 10 000

zujn Handel und zur Notiz an der Frankfurter Börse « ge¬lassen worden .
Frankfurt a . M . , . _
Karlsruhe /

- im *auuar 1922'

DifecliQR der Discsnts -OesellscbafL E. Ladenlnira. StraiiMCi
Filiale Frankfurt a. M .
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